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UmVerkehrsproblemezu
lösen, plant man weiterhin
neue Straßen. Obsich das
nach demAbschlussder

IVL-Studie ändert, wird sich
zeigen müssen.

"Chaos auf den Süd-Autobah-
nen." Sotitelte der Quotidienam
vergangenen Dienstag. Ein ver-
unglückter Sattelschlepper blo-
ckierte seit demfrühen Morgen
die rechte Spur der Düdelinger
Autobahn. Der Verkehr staute
sich. Viele GrenzgängerInnen
versuchten, über die Escher Au-
tobahn auszuweichen. Doch
dort kames zu einem weiteren
Unfall. Die Folge hier: 10 Kilome-
ter Stau. Die Polizei sah sich ge-
zwungen, ab Pontpierre die Ver-
kehrslawine auf die National-
straßeumzulenken.

Umgehungen
I mmer stärker ist Luxemburg
mit Unfällen, Staus und Ver-
kehrschaos konfrontiert. Eine
mögliche Antwort darauf wäre,
neue Straßen zu bauen. Damit
das Netz engmaschiger, ein Aus-
weichen einfacher wird. Am
Dienstag zumBeispiel hätte die
geplante Ortsumgehung von
Bascharage Erleichterung brin-

genkönnen. Doch neue Straßen-
verbindungen ziehen auf Dauer
neuen Verkehr an, warnen Um-
weltschützerInnen seit Jahr-
zehnten. Die Praxis hat ihnen
Recht gegeben.
"Der Straßenwahn geht wei-

ter", kritisierten Bürgerinitiati-
ven und Mouvement écologique
bei einer Pressekonferenz letz-
ten Freitag. Sie legten offizielle
Dokumente vor, die belegen,
dass die Transportpolitik weiter-
hin falsche Akzente setzt. Neue
Straßen würden geplant, ohne
die Ergebnisse des "Integrativen
Verkehrs- und Landesentwick-
lungskonzepts" (IVL) abzuwar-
ten. Diesevorzwei JahreninAuf-
trag gegebene Studie prüft die
Auswirkungen geplanter Ver-
kehrsprojekte.
Doch die Straßenbauverwal-

tung habe zum Beispiel die ge-
plante Trassenführung der Um-
gehungsstraße von Bascharage
vorgelegt, "als wäre es das
Selbstverständlichste der Welt",
entrüstensich die KritikerInnen.
Die betroffenen Gemeinden sei-
en daraufhin aufgefordert wor-
den, eine Stellungnahme zu den
Plänen abzugeben. Brisant ist
das Projekt, weil es sich nicht
umeine Ortsumgehung für den
Lokalverkehr handelt, sondern
um den Anfang einer neuen
Nord-Süd-Verbindung. Sie könn-
te sowohl das bestehende Auto-
bahnnetz entlasten als auch
Transitverkehr von der Nord-
straße nachPetingenleiten.

Weiterplanen
Weitergehender sind die vor

kurzem vorgelegten Pläne der
"Association transfrontalière de
l'agglomération du Pôle euro-
péen de développement" (AT-
PED). Dieser Zusammenschluss
von Gemeinden hat untersucht,
welche Verkehrsinfrastruktur-
maßnahmen in der franzö-
sisch-belgisch-luxemburgischen
Grenzregion benötigt werden.
Sie schlagenvor, eine städtische
Autobahn Esch-Villerupt-Long-
wy-Pétange mit demNamen"Zu-

kunftsring" fertigzustellen. Da-
mitist die Gründungeiner weite-
ren Bürgerinitiativevorprogram-
miert. Unter anderem müsste
dazunämlichdie"Collectrice du
Sud" zwischen dem Dreiländer-
eck und demKreisverkehr "Biff"
von zwei auf vier Spuren erwei-
tert werden. Außerdem spricht
sich die ATPED für eine neue
Autobahntankstelle i m Südwes-
ten Luxemburgs aus. Bürgerini-
tiativenund Mouvement kritisie-
renan, dass hohe Regierungsbe-
amteaus Bauten- undTransport-
ministeriuman diesen vomIVL
losgelösten Planungen beteiligt
waren. Das Umweltministerium
hingegensei tatenlos geblieben.
"Wir können nicht reagieren,

bevor uns konkrete Anträge vor-
liegen", verteidigt sich Umwelt-
staatssekretär Eugène Bergeri m
Gespräch mit der woxx. Dann
aber komme es zu einem auf-
wändigen Verfahren mit einer
detaillierten Variantendiskussi-
on, wie sie demnächst bei der
Umgehungsstraße von Keispelt-
Meispelt fällig sei. Die Diskussi-
onkönneaucherweitert werden
auf diesogenannte Nullvariante,
das heißt, ganz auf den Bau der
Straße zu verzichten. ImPrinzip
gelte für die Umgehung von
Bascharage das gleiche Verfah-
ren. Was dieübrigenProjektean-
gehe, sosei es diePolitik, diedie
Entscheidungen treffe, auch
wenn höhere Beamte noch so
viele Ideen produzierten. Neue
Tankstellen zu bauen zum Bei-
spiel ergebe angesichts der
CO 2-Problematik keinen Sinn,
meinte Eugène Berger.

Umdenken
AuchimInnenministerium, fe-

derführend bei der Ausarbei-
tungdesIVL, wehrt mansichge-
gen den Vorwurf des Laisser-fai-
re. "Wir können anderen Verwal-
tungen nicht vorschreiben, was
sie tun und lassen sollen", so
Philippe Peters von der Abtei-
lung für Landesplanung gegen-
über der woxx. Bürgerinitiativen
und Mouvement hatten ge-
schrieben, Direktiven der Lan-
desplanung und IVL seien nur
"politische Feigenblätter für ein
weiterhin ungehemmtes Vorge-
hender Straßenbauverwaltung".
Die von der ATPED vorgelegten
Plänejedenfalls seien nicht neu,
so der Beamte, und das IVL set-
ze sich damit auseinander. Auf
die einzelnen Projekte könne er
nicht i mVorfeld der Veröffentli-
chung eingehen. Aber Philippe
Peters versichert: "Das IVL ist
keine Alibi-Studie. Es hat die
Projektekritischuntersucht und
einen Teil davonabgelehnt." Die
großflächigen Grünzonen, die
die KritikerInnen durchStraßen-
projekte bedroht sehen, seien
nicht unantastbar. DasIVLstelle
aber neue Überlegungen an, die
unterm Strich den Wert der
Grünzonenbestätigt werden.
Eugène Berger sieht das ähn-

lich: "Eine Reihe von'zones ver-
tes interurbaines' müssen erhal-
ten bleiben." Bei den Gesprä-
chen umdas IVL habe sich sein
Ministerium dafür eingesetzt.
"Das ist nicht unbedingt verein-
bar mit besti mmtenStrichenauf
besti mmten Karten", so der
Staatssekretär. Sti mmen diese
Aussagen, müsste das IVL einen
Kurswechsel in der Transport-
politik bewirken. Man darf also
gespannt sein auf die noch für
dieses Jahr angekündigte Veröf-
fentlichung.

RaymondKlein

Kostenfaktor Hochwasserschutz
I n Luxemburgs Hochwasserschutz soll die Wirt-
schaftlichkeit mehr i n den Vordergrund rücken. Dies
geht aus einer Studie zweier I ngenieurbüros aus
Deutschland und der Schweiz hervor, die das Luxem-
burger I nnenministeri um i n Auftrag gegeben hatte.
Die Kosten für Schutzmaßnahmen i n den Mosel ge-
mei nden müssen demnach i n ei nem angemessenen
Verhältnis zu den vermiedenen Schäden stehen. Der
i n der Untersuchung ermittelte Gesamtschaden wür-
de sich i mFalle ei nes mit demvon 1983 vergleichba-
ren Hochwassers auf 38,6 Milli onen Euro allei n auf
l uxemburgischer Seite der Mosel belaufen.

Streit umAntisemitismus-Studie
Nun ist sie doch öffentlich: die Studie über Antisemi-
tismus des "European Monitori ng Centre on Racisms
and Xenophobia" (EUMC) i n Wien. Wenn auch nur i n-
direkt. Denn das EUMC, bei dem die Studie bereits
seit Ende Januar i n der Schublade liegt, wollte sie of-
fensichtlich unter Verschl uss halten. Ei nzusehen ist
das 105-seiti ge Werk zumBeispiel auf der Homepage
des Conseil Représentatif des I nstitutions juives de
France (www. scrif. org), das wie andere jüdische Or-
ganisationen gegen die Nicht-Veröffentlichung pro-
testierte und von einer "politischen Entscheidung"
sprach.
Dafür sprechen nicht nur die weni g überzeugenden
Gründe, diejetzt aus Wien zu hören si nd: Die Qualität
der Arbeit ließe zu wünschen übrig, die Datenlage sei
zu geri ng und die angewandte Defi niti on des Antise-
mitismus zu ungenau. " Wir haben mit genau den Da-
ten gearbeitet, die uns das EUMC zur Verfügung ge-
stellt hat", sagte Werner Bergmann der woxx. Berg-
mann ist Mitautor der Studie, die das Zentrum für
Antisemitismusforschung (ZfA) i n Berli n i m Auftrag
des EUMC ausführte. Das EUMC würde nun Argu-
mente vorschieben, um die Arbeit der Berli ner Wis-
senschaftlerI nnen zu diskreditieren. Näher liegt, dass
das Ergebnis der EUMC politisch nicht i n den Kram
passte: Die Studie kommt nicht nur zu dem Schl uss,
dass Antisemitismus i n den Ländern der EU i n den
vergangenen Jahren zugenommen hat. Sie zei gt
auch, dass antisemitische Übergriffe zum ei nen von
Rechtsradikalen und zumanderen von radikaleren Is-
lamisten oder jungen Musli men, die oft selbst poten-
zielle Opfer von Ausgrenzung und Rassismus si nd.
Das EUMC reagiere mit "überhöhter politischer Kor-
rektheit" und wolle die Studie aus "Angst vor Konflik-
ten" begraben, so die Mitautori n Juliane Wetzel
vomZfA.

Eigenwahrnehmung- Fremdwahrnehmung
Luxemburgs ChefredakteurI nnen si nd toll. So lesen
sich die Ergebnisse ei ner i m Auftrag des Conseil Na-
ti onal des Programmes (CNP) erstellte Mini-Studie
zur Medienlandschaft i n Luxemburg. Befragt nach
i hremjournalistischen Rollenverständnis antworteten
die meisten Medienchefs, "Kritik an Missständen zu
üben", "komplexe Sachverhalte zu erklären und zu
vermittel n" und"die Realität genau so abzubil den, wie
sie ist". Dieses Selbstbil d wurde von den Trierer Wis-
senschaftlern aber nicht mit weiteren Analysen der
(trauri gen) Wirklichkeit hi nterfragt. Es fehlte wohl an
Geld und am entsprechenden Auftrag. Überhaupt
schien es den Auftraggebern i n erster Li nie darumzu
gehen, den Profis von Funk und Fernsehen einen
Verhaltenskodexvorzuschlagen. Der Conseil de Pres-
se, der i nsbesondere die Pri ntmedien vertritt, steht
dem Anliegen des CNP bisher skeptisch gegenüber.
Vielleicht, weil der Kodex als oberstes Gebot prokla-
miert: "Der Beruf ei nes Journalisten und die Aus-
übung eines politischen Amtes schließen sich aus."
(Chef-)Redakteure, ade!
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Kein Stau beim
Straßenbau

Verplant undverkauft? "Zone verteinterurbaine" in der Umgebung
von Reckingen. (Foto: RK)


